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Unsere Zeitzeugen haben eindrücklich ihre Erlebnisse und Eindrücke rund um das Kriegsende dargestellt. Sie haben auch geschildert, was diese Tage für ihr Leben bedeutet haben, was sie für Konsequenzen daraus gezogen haben. Wenn wir heute der Opfer der Natonalsozialisten und des verbrecherischen Krieges gedenken, sind wir alle aufgerufen, aus der Erinnerung an damals Konsequenzen für heute zu ziehen. 

Frühzeitig antidemokratische und friedensgefährdende Tendenzen zu benennen und gegen sie aktiv zu werden, hat Detlef Thierig in seinem Beitrag vorhin gefordert. Was heißt das konkret? Auch heute, 60 Jahre nach Zerschlagung des Nazi-Regimes ist die Gefahr des Rechtsextremismus und die Bedrohung durch Neonazis nicht beseitigt. In Witten wurden im letzten Herbst zwei NPD-Vertreter in den Rat gewählt, fast 1000 Bürger und Bürgerinnen gaben ihnen ihre Stimme. Im Wittener Stadtbild sieht man immer wieder Jugendliche mit neonazistischem Outfit, der entsprechenden Kleidung, mit Abzeichen und Losungen. Linksgerichtete Jugendliche werden von ihnen bedroht, Neonazis aus Witten sind mit dabei, wenn in Bochum oder Dortmund gegen einen Synagogenbau oder gegen die Wehrmachtsausstellung demonstriert wird. Die Gewaltbereitschaft ist in diesen Kreisen so hoch, dass vor wenigen Wochen in Dortmund ein Punker von einem Neonazi nach einem harmlosen Streit erstochen wurde. Doch nicht diese Gewaltbereitschaft ist das eigentlich gefährliche. Gefährlich ist das Gedankengut, das Neonazis und ihre intellektuellen Hintermänner in die Köpfe der Menschen tragen, nicht nur in die von jungen, unbedarften sondern bis hinein in die Mitte unserer Gesellschaft, wie auch wissenschaftliche Studien belegen. Hier gilt es immer wieder aktiv dagegen aufzutreten, eine Ideologie zurückzuweisen, die zwei wichtige Säulen unserer demokratischen Gesellschaft bekämpft: Die an die Stelle der Freiheit den Führergehorsam stellen will und an Stelle des Gleichheitsgrundsatzes die Ungleichheit von Menschen und Rassen predigt. 

Von ganz anderer Seite wird die zweite Mahnung des 8. Mai 1945 in Frage gestellt, die Mahnung „Nie wieder Krieg“! Heute, an diesem 8. Mai 2005 stehen über 7000 deutsche Soldaten in acht verschiedenen Einsatzgebieten im Ausland. Dies wird uns als Teil einer staatlichen Normalität angepriesen, als quasi notwendige Folge der Vereinigung der beiden deutschen Staaten und auch als Stück Beendigung der Nachkriegsgeschichte. Ist es wirklich eine geschichtliche Notwendigkeit, Deutschland in Afghanistan, am Hindukusch zu verteidigen und ist es wirklich Verteidigung, was dort passiert. Müssen wir akzeptieren, dass es aus vertraglichen Gründen unumgänglich sei, den USA Stationierungs- und Überflugrechte für den Krieg im Irak zu gewähren. Wir sollen einen Militärhaushalt von jährlich 24 Mrd. € als Notwendigkeit hinnehmen und gleichzeitig die Unabänderlichkeit des Sparens einsehen, wenn es um das Sparen z.B. am Geld der Arbeitslosen geht. Wäre es aber nicht vielmehr eine Konsequenz aus der Geschichte, wenn Deutschland und auch ganz Europa einen anderen Weg gingen, einen zivilen Weg? Sollte Europa, dass die Schrecken des II. Weltkriegs in seinen ganzen Ausmaßen erfahren hat, seine Politik nicht anders gestalten als die USA, die den Krieg seit über hundert Jahren nicht mehr im eigenen Land hatten. Viele Menschen hatten darauf nach Ende des Kalten Krieges Anfang der 90er Jahre gehofft. Doch inzwischen wird auch die Bundeswehr mit über hundert Milliarden Euro zu einer weltweit einsatzfähigen Truppe umgerüstet, sieht das sogenannte Europäische Verteidigungs-Papier den Einsatz der Eingreiftruppen  der EU zur Sicherung von Rohstoffen und Versorgungswegen weltweit vor. Und die in diesen Wochen zur Ratifizierung anstehende EU-Verfassung stellt militärische Vorgaben weit in den Vordergrund, will eine ständige Aufrüstung der Mitgliedsstaaten festschreiben. 

Viele Menschen betrachten gerade vor dem Hintergrund des II. Weltkrieges die europäische Einigung als ein Friedensprojekt, als ein Überwinden alter Feindbilder und Grenzen. Dies könnte auch weltweit eine Alternative zur waffenstarrenden USA sein. Doch die gerade beschriebenen Tendenzen machen misstrauisch, dass Europa den USA auf ihrem militärischen Weg folgen soll. Der 60. Jahrestag des Kriegsendes bietet Anlass, solche Entwicklungen kritisch zu beleuchten und sie zurückzuweisen. Kriegsvorbereitungen sind ungeheure Verschwendungen von Geld und Ressourcen, die zur Verarmung der Bevölkerung beitragen. Kriegsführung und –beteiligung sind und bleiben unverantwortlich, weil sie immer mit dem unersetzlichen Verlust von Menschenleben verbunden sind. 

Wir als Land, von dem damals der verlustreichste Krieg der Geschichte ausging, sollten hier mit gutem Beispiel vorangehen. Geld für Sozialleistungen statt für Waffen, Ausbau der bereits vorhandenen Instrumente zur zivilen, nichtmilitärischen Bearbeitung von Konflikten zwischen Staaten, Bekämpfung der sozialen und wirtschaftlichen Ungleichheit in der Welt als wirksame Gegenwehr gegen Terrorismus. So könnte die Umsetzung der Losung dieser Veranstaltung aussehen, die wir genannt haben „erinnern - verstehen - handeln“. 

